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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 AL 79/19
Datum 06.07.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 133/21
Datum 04.05.2023

3. Instanz

Datum -

Tenor:

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
DÃ¼sseldorf vom 06.07.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt die Bewilligung eines GrÃ¼ndungszuschusses.

Der am 00.00.0000 geborene KlÃ¤ger ist BÃ¤ckermeister. Er arbeitete von 2013 bis
zum 17.01.2018 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der Z.-GmbH & Co KG.
Mehrheitsgesellschafterin der KomplementÃ¤r-GmbH war nach ursprÃ¼nglicher
Aktenlage die Tochter des KlÃ¤gers. Mit Bescheid vom 04.06.2013 hatte die V. die
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Sozialversicherungspflicht des KlÃ¤gers in dieser TÃ¤tigkeit festgestellt, weil der
KlÃ¤ger als Minderheitsgesellschafter der KomplementÃ¤r-GmbH keinen
maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Firma nehmen kÃ¶nne. Mit Beschluss
vom 01.03.2018 erÃ¶ffnete das Amtsgericht MÃ¶nchen-Gladbach das
Insolvenzverfahren Ã¼ber das VermÃ¶gen der Z.-GmbH & Co KG. Von Februar 2018
bei Mai 2018 hatte der KlÃ¤ger mit dem Insolvenzverwalter einen Beratervertrag. In
dem Beratervertrag vom 14.02.2018 wird der KlÃ¤ger als nicht
insolvenzgeldberechtigter â��Alleingesellschafterâ�� der Z.-GmbH & Co KG
bezeichnet. Von MÃ¤rz 2018 bis zum 12.05.2018 war der KlÃ¤ger bei der BÃ¤ckerei
S. als VerkÃ¤ufer beschÃ¤ftigt, dieses ArbeitsverhÃ¤ltnis endete durch KÃ¼ndigung
des Arbeitgebers. Vertragswidriges Verhalten des KlÃ¤gers lag nicht vor. Am
26.04.2018 beantragte der KlÃ¤ger Insolvenzgeld, das ihm mit Bescheid vom
23.05.2018 bewilligt wurde. Am 03.05.2018 meldete der KlÃ¤ger sich
arbeitsuchend. Vom 13.05.2018 bis zum 30.05.2018 bezog er Krankengeld.

Seit dem 01.06.2018 ist der KlÃ¤ger als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und Gesellschafter mit
der I.-GmbH selbstÃ¤ndig, die GmbH betreibt ein M.-N. in X. (â��M. N. Z.â��). Die
I.-GmbH wurde bereits seit 2008 gegrÃ¼ndet (GmbH-GrÃ¼ndungsvertrag vom
29.08.2008), das â��M.-N. Z.â�� wird seit Juni 2018 betrieben. In einem
BeratungsgesprÃ¤ch am 19.06.2018 teilte der KlÃ¤ger mit, er begehre eigentlich
nur UnterstÃ¼tzung fÃ¼r die SelbstÃ¤ndigkeit und kein Arbeitslosengeld, da dies
nur fÃ¼r den 31.05.2018 in Betracht komme und dieser Tag ein Feiertag sei. In dem
BeratungsgesprÃ¤ch wurde der KlÃ¤ger darauf hingewiesen, dass der Bezug von
Arbeitslosengeld eine Voraussetzung fÃ¼r den GrÃ¼ndungszuschuss sei. Am
21.06.2018 ging daraufhin der Antrag auf Arbeitslosengeld bei der Beklagten ein.
Mit Bescheid vom 13.07.2018 bewilligte die Beklagte Arbeitslosengeld fÃ¼r den
31.05.2018.

Am 23.05.2018 beantragte der KlÃ¤ger einen GrÃ¼ndungszuschuss fÃ¼r die
Aufnahme der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit â��GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer I.-GmbHâ��.
Gleichzeitig schloss er mit der Beklagten eine Eingliederungsvereinbarung, in der
die Beklagte Unterlagen auffÃ¼hrte, die fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber den
GrÃ¼ndungszuschuss erforderlich seien. Der KlÃ¤ger legte ein
Unternehmenskonzept fÃ¼r die I.-GmbH von der Handwerkskammer T., den
GeschÃ¤ftsraummietvertrag sowie einen Kaufvertrag hinsichtlich der
UnternehmensgegenstÃ¤nde mit dem Insolvenzverwalter vor. Der Kaufvertrag
wurde am 30.05.2018 von der O. Bank genehmigt. In der PrÃ¤ambel des Vertrages
heiÃ�t es: â��Der KÃ¤ufer ist GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der persÃ¶nlich haftenden
Insolvenzschuldnerin, der Z. Verwaltungs GmbH, Ã¼ber deren VermÃ¶gen der
Insolvenzantrag mangels Masse abgelehnt wurde. Er beabsichtigt, den
GeschÃ¤ftsbetrieb der Insolvenzschuldnerin am Standort Q.-straÃ�e X. ohne
Backstube fortzufÃ¼hrenâ��.

Mit Bescheid vom 19.11.2018 lehnt die Beklagte den Antrag auf den
GrÃ¼ndungszuschuss ab. Die Qualifikation des KlÃ¤gers werde am Arbeitsmarkt
stark nachgefragt, sodass die Vermittlung in ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
Vorrang habe. Im Widerspruchsverfahren trug der KlÃ¤ger vor, der
GrÃ¼ndungszuschuss sei ihm im Vorfeld zugesagt worden und er sei als BÃ¤cker

                               2 / 8



 

nicht vermittelbar, da er unter Asthma leide und schon 59 Jahre alt sei. Mit
Widerspruchsbescheid vom 14.01.2019 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Die VermittlungsbemÃ¼hungen richteten sich auf den Beruf des
BÃ¤ckereifachverkÃ¤ufers. In diesem Bereich seien 160 offene Stellen gemeldet.

Hiergegen richtet sich die am 18.02.2019 (Montag) erhobene Klage. Der KlÃ¤ger
hat ergÃ¤nzend darauf abgestellt, als BÃ¤cker berufsunfÃ¤hig zu sein und sich auf
die entsprechende Rentenbewilligung bezogen. Das Sozialgericht hat die Beteiligten
zu einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt.

Mit Gerichtsbescheid vom 06.07.2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
Der KlÃ¤ger habe durch die Aufnahme seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nicht eine
Arbeitslosigkeit beendet iSd Â§ 93 Abs. 1 SGB III. Er sei am 31.05.2018 nicht
arbeitslos gewesen, da nicht anzunehmen sei, dass er den
VermittlungsbemÃ¼hungen der Beklagten zur VerfÃ¼gung gestanden habe. Er sei
von vorherein entschlossen gewesen, die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aufzunehmen.
Dies werde dadurch bestÃ¤tigt, dass er zunÃ¤chst selbst gegenÃ¼ber der
Beklagten angegeben habe, eigentlich nur eine UnterstÃ¼tzung der
SelbstÃ¤ndigkeit zu begehren und kein Arbeitslosengeld.

Gegen den ihm am 21.07.2021 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die
Berufung des KlÃ¤gers vom 23.08.2021 (Montag). Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, er habe
sich bereits am 26.04.2018 arbeitslos gemeldet und somit mehr als einen Tag den
VermittlungsbemÃ¼hungen der Beklagten zur VerfÃ¼gung gestanden. Er habe am
31.05.2018, obwohl es sich um einen Feiertag (Fronleichnam) handelte, der
Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung gestanden, da in der Gastronomie auch an
Feiertagen gearbeitet werde. Sein Vorhaben, sich selbstÃ¤ndig zu machen, sei
keineswegs sicher gewesen. Der KlÃ¤ger hat eine Stellungnahme der
Handwerkskammer T. vorgelegt, nach der es sich bei seiner ExistenzgrÃ¼ndung um
ein tragfÃ¤higes Vorhaben handele.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts vom 06.07.2021 zu Ã¤ndern und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 19.11.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.01.2019 zu verurteilen, ihm ab 01.06.2018 einen
GrÃ¼ndungszuschuss nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie trÃ¤gt vor, neben der nicht vorliegenden Arbeitslosigkeit bestÃ¼nden auch
Zweifel hinsichtlich der Anwartschaft fÃ¼r einen Anspruch auf Arbeitslosengeld, da
der KlÃ¤ger ausweislich des Beratervertrags vom 14.02.2018 doch
Alleingesellschafter der Z.-GmbH & Co KG gewesen sei und keinen Anspruch auf
Insolvenzgeld habe. Wegen der EigenleistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei die
Ablehnung des GrÃ¼ndungszuschusses schlieÃ�lich nicht ermessenfehlerhaft. Der
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GrÃ¼ndungzuschuss bleibe deutlich hinter dem zu erwartenden Gewinn zurÃ¼ck.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Ã¼brige Gerichtsakte sowie die beigezogenen
Verwaltungsakte, deren wesentlicher Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen ist, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung ist statthaft, da der Wert des GrÃ¼ndungszuschusses, den der
KlÃ¤ger zutreffend im Wege der Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 4
SGG) gegen den Bescheid vom 19.11.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.01.2019 einklagt, 750 â�¬ Ã¼bersteigt (Â§ 144
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG). Der KlÃ¤ger verfolgt einen Anspruch in der durch Â§ 94
Abs. 1 SGB III bestimmten gesetzlichen HÃ¶he von sechs Monaten Arbeitslosengeld
zuzÃ¼glich monatlich jeweils 300 â�¬. Die Berufung ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

Die Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht und
mit zutreffender BegrÃ¼ndung, auf die der Senat ergÃ¤nzend verweist,
abgewiesen.

Der geltend gemachte Anspruch richtet sich nach Â§ 93 SGB III. Gem. Â§ 93 Abs. 1
SGB III kÃ¶nnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die durch Aufnahme einer
selbstÃ¤ndigen, hauptberuflichen TÃ¤tigkeit die Arbeitslosigkeit beenden, zur
Sicherung des Lebensunterhalts und zur sozialen Sicherung in der Zeit nach der
ExistenzgrÃ¼ndung einen GrÃ¼ndungszuschuss erhalten. Das Sozialgericht hat
zutreffend dargelegt, dass der KlÃ¤ger durch die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit nicht die
Arbeitslosigkeit beendet hat iSd Â§ 93 Abs. 1 SGB III. Zur Arbeitslosigkeit gehÃ¶rt
gem. Â§ 138 Abs. 1 Nr. 3 SGB III die VerfÃ¼gbarkeit. Diese setzt gem. Â§ 138 Abs. 5
Nr. 3 SGB III u.a. voraus, dass der Betroffene bereit ist, jede zumutbare
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung anzunehmen und auszuÃ¼ben. Dies war
beim KlÃ¤ger nicht der Fall. Von einer Arbeitsbereitschaft kann nicht ausgegangen
werden, wenn zwischen dem Ende einer BeschÃ¤ftigung â�� bzw. hier dem
Krankengeldbezug â�� und der Aufnahme einer beabsichtigten selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit nur eine sehr kurze Zeitspanne, zB ein Sonntag liegt (Urteil des Senats
vom 25.09.2014 â�� L 9 AL 219/13; Brand in Brand, SGB III Â§ 138 Rn. 90; zweifelnd
an der VerfÃ¼gbarkeit fÃ¼r eine dreitÃ¤gige Zeitspanne auch BSG Urteil vom
11.03.2014 â�� B 11 AL 10/13 R). Gegen die Bereitschaft des KlÃ¤gers, jede
zumutbare TÃ¤tigkeit unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes aufzunehmen, spricht zudem, dass aus dem Kaufvertrag Ã¼ber die
UnternehmensgegenstÃ¤nde und die in dem Beratungsvermerk vom 19.06.2018
wiedergegebene Aussage deutlich wird, dass er von Beginn an vorhatte,
unmittelbar nach Ende seiner Krankschreibung die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zu
beginnen (hierzu ebenfalls Urteil des Senats vom 25.09.2014 â�� L 9 AL 219/13)
und er hierfÃ¼r entsprechende finanzielle Dispositionen vorgenommen hat.

Der Umstand, dass die Beklagte zu Unrecht fÃ¼r den 31.05.2018 Arbeitslosengeld
bewilligt hat, ist fÃ¼r den Anspruch auf den GrÃ¼ndungszuschuss nicht relevant.
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FÃ¼r den Anspruch kommt es gem. Â§ 93 Abs. 1 SGB II darauf an, ob durch die
Aufnahme der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit Arbeitslosigkeit tatsÃ¤chlich beendet
wurde. Ein faktischer, rechtswidriger Bezug von Arbeitslosengeld ist hingegen
unbeachtlich.

Der KlÃ¤ger kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, er habe sich bereits am
26.04.2018 arbeitslos gemeldet. Nach Aktenlage hat er an diesem Tag
Insolvenzgeld beantragt. Dies stellt keine die VerfÃ¼gbarkeit begrÃ¼ndende
Meldung als arbeitsuchend dar. Abgesehen davon stand der KlÃ¤ger bis zum
12.05.2018 in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei der BÃ¤ckerei S. und war er
anschlieÃ�end bis zum 30.05.2018 arbeitsunfÃ¤hig krank, so dass selbst bei
Bejahung einer Meldung als arbeitsuchend VerfÃ¼gbarkeit bis zum 30.05.2018
nicht gegeben war.

SchlieÃ�lich ist dem KlÃ¤ger die Bewilligung des GrÃ¼ndungszuschusses nicht
verbindlich schriftlich zugesichert worden iSd Â§ 34 Abs. 1 Satz 1 SGB X.

Der zwischen den Beteiligten umstrittenen und zweifelhaften Frage, ob der KlÃ¤ger
bei seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die BÃ¤ckerei Z.-GmbH & Co KG Ã¼berhaupt
Arbeitnehmer gewesen ist und die Anwartschaft fÃ¼r einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld erfÃ¼llt hat, braucht der Senat daher nicht weiter nachzugehen.
Gleiches gilt fÃ¼r die Frage, ob der KlÃ¤ger mit der GrÃ¼ndung des â��M.-N. Z.â��
eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit iSd Â§ 93 Abs. 1 SGB III aufgenommen hat. Hieran
bestehen Zweifel, da die I.-GmbH bereits seit 2008 besteht

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils
schriftlich oder in elektronischer Form beim

Bundessozialgericht, Postfach 41 02 20, 34114
KasseloderBundessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel

einzulegen.

Die Beschwerdeschrift muss bis zum Ablauf der Monatsfrist bei dem
Bundessozialgericht eingegangen sein.
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Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung -ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Weitergehende
Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal
des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  jeder Rechtsanwalt,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedsstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  selbstÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial-
oder berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im
wirtschaftlichen Eigentum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die
juristische Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
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ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Die vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften und juristischen Personen
mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt handeln. BehÃ¶rden
und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse sowie
private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich durch eigene BeschÃ¤ftigte
mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum
Richteramt anderer BehÃ¶rden oder juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts
einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben
gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten lassen.

Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Handelt
es sich dabei um eine der vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen, muss diese durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt
handeln.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils von
einem zugelassenen BevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu
begrÃ¼nden.

In der BegrÃ¼ndung muss die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache
dargelegt oder die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil abweicht, oder ein
Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann,
bezeichnet werden. Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 
128 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz nicht und eine Verletzung des Â§ 103
Sozialgerichtsgesetz nur gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem
Beweisantrag ohne hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

FÃ¼r die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter,
der nicht schon durch die oben genannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen vertreten ist, Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung
eines Rechtsanwalts beantragen.

Der Beteiligte kann die Prozesskostenhilfe selbst beantragen. Der Antrag ist beim
Bundessozialgericht entweder schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen
oder mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren.

Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen. Hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck kann von allen Gerichten oder durch den Schreibwarenhandel bezogen
werden.
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Wird Prozesskostenhilfe bereits fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde begehrt, so
mÃ¼ssen der Antrag und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse â�� gegebenenfalls nebst entsprechenden Belegen
â�� bis zum Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde (ein Monat nach
Zustellung des Urteils) beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Mit dem Antrag auf Prozesskostenhilfe kann ein zur Vertretung bereiter
Rechtsanwalt benannt werden.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Anwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der
beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden.

Das Bundessozialgericht bittet darÃ¼ber hinaus um je zwei weitere Abschriften.

Schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als
elektronisches Dokument zu Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden
vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen
Vorschriften zulÃ¤ssig. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf
Anforderung ist ein elektronisches _Â  Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r
die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d SGG).

Erstellt am: 28.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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